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WIENERGEMEINDERAT
Sitzungvom. April1933.

BürgermeisterSeitzeröffnetdie Sitzungum13Uhr.
Eswirdin die Tagesordnungeingegangen.Dasist zunächstdieFortsetzung
der Beratungüberdie erste BauratedesBauprogramms1933.

St . . Kunschakbemerkt ,eine oberglächliche Betrachtungder
Vorlagezeige schon ,dass das vorliegendeBauprogrammnicht nurgegen
seine Vorgänger weit zurückbleibe ,sondern dass es auch imVergleiche
dazu ,was noch für das Jahr 1933 in Aussicht gestellt worden ist ,sehr be¬

werdenscheidenist .Nicht14Millionen , wie der Referent bemerkthat ,für
die Belebung des Arbeitsmarktes aufgewendet werden ,sondern es sollen nur

1015MillionenimJahr1933zurVerausgabunggelangen.Undnachdenbishe¬
rigen Erfahrungenwirdauchdavonnochein bedeutenderRest für1934
zurückbleiben .Die grossprecherische Art des St . . Webermuss also auf
das wirklicheMasszuruckgeführtwerden . Esist eine Leistungmmitderdie
Gemeindenichtzuprünkenbraucht ;es ist dasWenigste ,wasaufdiesemGe¬
biet überhaupt noch geleistet werden kann .En diesem Zusammenhangeverweist
St . . Kunschakdarauf ,dass die Kontrolle der Bautätigkeit niemalseine
leichte Aufgabewar ,da die Unterlage ,für eine solche Kontrolle inganz
unzureichendemMassund in einer ganz unzulänglichen Ausstattunggegeben
werde .Die Kontrolle ist in der letzten Zeit aber nochwesentlicherschwer
worden ,da im Rechnungsabschluss für das Jahr 1931 nicht mehrausgewiesen
ist ,welcheBeträgezur Verausgabunggelangtsind ,sodasses aneiner
Vergleichsmöglichkeitzwischenen tatsächlich erfolgtenVerausgabungen
und den beschlossenen Erfordernissen fehlt .St . R .Kunschak protestiert in
der schärfsten Weise gegen diesen Vorgangund fragt den Referenten ,warum
imRechnungsabschluss1931dieseAusweienichtenthaltensind .Aufdie
Beistellung dieser Ausweise müssen wir umsomehr bestehen ,als mangege¬

gentlich der Verhandlungen im Ausschuss h erfahren hat ,welcheKosten
überschreitungen bei den Wohnhausbautenvorkommen .So wurdefür denBau
XI . ,Landwehrstrasse II - Teilein Kostenerfordernis von S 1105 . 000genehmig
im Wohnungsausschusswurdeaber berichtet ,dass das BauerfordernisS
Ll8 . 200betrage ,dass also die Kosten für diesen immerhin kleinen Bauum
nicht wenigerals 11 Prozentgestiegensind .St . . KuhschakfragtSt . R.
Weber ,woraussich diese Ueberschreitung erklärt . Erweist sodanndarauf
hin ,dass ,wie aus dem Referat zu ersehen ist ,die Gemeinde ihre Bautä¬
tigkeit in jeder Beziehung einschränkt .Sie tut dies zunächst ,indemsie
denfur eine Wohnungzur Verfügunggestellten Wohnraumbedeutendredu- ¬
ziert .Währenddie durchschnittliche Grösse einer Wohnungim Jahre1922
über50NuadratmeterundimJhre 1923spgar53m2betrug,ist manjetzt
auf eine Durchschnittsfläche von 36 m2 hinuntergegangen .Aus dieser Er¬

sparnia am Wohnraumerklärt sich auch die Senkung der Baukosten für die
einzelne Wohnung .Geapart wird auch mit der für Bauzwecke zur Verfugung

stehendenSumme .ImBudgetist ein BetragvonHoMillionenenthalten .Für
den heute zur Beratung stehenden Teil des Bauprogramms sind über IlMillic
nen veranschlagt ,aber mit der Ennschränkung ,dass nut 1015 zur Neraus¬
gabunggelangen .Bei diesenEinschränkkungenkommtmandereigentlichen
Frageder Bekämpfungder Wohnungsnotnicht näher .DasSchüussergebn
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aller Spar ,assnahmenkannnurdassein ,dassnunin einemBaujchreeine
geringereZahlvonWohnungenhergestellt wird ,obwohldie ZahlderWoh¬
nungsbedurftigenundWohnungssuchendennochimmerimmensgrossist . Bei
dieeerSachlagemussteeifersüchtigdarübergewachtwerden ,dassdervor¬
handeneWohnraumnichtanderenals Wohnzweckenzugeführtwird .Voneiner
OekonomieinderVerwendungdesvorhandenenWohnraumsist aberkeineRede.Nochheutesindin denstädtischenWohnhausanlagensehrvießeRäumeanderen
als Wohnzweckenzugedacht.EssinddortOrganisationen,Sekretariate,
KonsumvereineundähhlichegenossenschaftlicheUnternehmungenunterge¬
bracht .WirhabeninderBudgetdebatteeineAnffatgestellt ,dasszuächst
allein städtischenWohnhäuseri demRepublikanischenSchutzbundzurVer¬
fügunggestelltenRäumeaufzukündigenundWohnzweckenzuzuführenseien .
Seitherhat sidhdie Situationinsoferneverandert ,als dieserMieter
in denstädtischenWohnhäusernnichtmehrvorhandenist .DerRepublikanisch
Schutzbundist aufgelöst . Essinddamitalsoauch ,wieich wenigstensan¬
nehmenwill ,die vonihmin AnspruchgenommenenRäumlichkeitenfreigeworden
Dasgilt allerdingszunächstnurin derPraxis .TheoretischbestehtdasMietverhältnisweiterundes müssteimWegederAufkändigungdaeMietver-¬
hältnismitdemRepublikanischenSchutzbundgelöstwerden. Esistmöglich,
dasses demSt. . Weberi DrangederGeschäfteentgangenist ,dieseAn- ¬
ordnungzutreffen ( Heiterkeit . . Chr. )Ich will daherumserenAntragwie¬
derholen ,derlautet :„ DiestädtischeWohnhausverwaltungwirdaufgefordert,
unverzüglichdemRepublikanischenSchutzbundalle vonihmin Mietegenomme
nenRäumein städtischenHäusern ,WohnhausanlagenundBarackenmitkürzeste
Fristaufzukündigen.SoweitsolcheRäumeinUntermietebenutztwerden,sinddie HauptmieterzugleichemVorgangezuverhalten .„Diesem
AntragkommtheutenurformaleBedeutungzuundwirglaubendaher ,dass
dieMitgliederdesGemeinderatesnichtanstehenwerden,ihmihreZustim¬
mungzuerteilen( Lebh .Beifall. . Chr. )

St . . Kunschakermnnertsodannan seinen im Nationalratge¬
stellten Antrag ,dass die gesetzlichen Voraussetzungen für die Untertei¬
lungvonGrosswohnungenin Kleine -undMittelwohnungengeschaffenwerden.
Wer heute durch die Strassen der inneren Bezirke geht ,wird finden ,dass

insehrvielenHäuserndieFenstermitPapierstreifen" zuvermieben"
überklebtsind . Eshandeltsich hier umgrosseWohnungen„ dienamentlich
auch infolge der letzten Wohnbausteuererhöhungfreigewordensind .Die
Folgeist nun ,dassdie Gemeindenicht nurnicht höhereEinnahmenausder
WohnbausteuerfürdieseWohnungenbezieht ,sondernüberhauptgarkeine.
DieserbedauerlicheZustand,dersichherausgebildethat,kanndochnicht
verewigtwerden . Wennes schonkeine Mieterfür diese grossenWohnungen
gibt,ist es unerträglich ,dassdie Wohnräumeüberhauptunbenütztbleiben .
DahermeinAntragimNationalrat ,es mögendiegesetzlichenVoraussetzungen
für eineUnterteilungsolcherWohnungengeschaffenwerden .DerAntragist
leiderübereinJahrimNationalratgelegen,erhatdortseineErledigung
nicht gefundenundkaumeine ernste BghandlungimUnterausschussdes
Justizausschusses .Unddie Eingehabenso ausgesehen ,als obderAntrag
amSt. NimmerleinstagseineAuferstehungfemernsoll . Jetzt liegendieSinge
anders und manwird förmlich systematisch dazu erzogen ,einen Kurs ,der
das Parlament ausschaftet ,als begrüssenswert zu betrachten ,selbst wenn
manein Anhängerdes parlamentarischenSystemsist ( Lebh. Beifall. . Chr. )
Der Antrag,denich gestellt habe,ist fernab von jeder Politik . Erist
nur wohnungspelitisch ,mur volkswirtschaftlich und vomStandpunkt derAr¬
beitsbeschaffungauszubeurteilenundtrotzdemwares nichtmöglich ,ihn217
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durchzubringen.SeineBehandlnggist imParlamentsoverpolitisiert
worden ,dasamannichtumeinenZollweitvorwärtsgekommenist .Jetzt
wird dieser Antrag- das kannichIhnen verraten - ohneZutundesParlamenns
im Wegeeiner Verordnungauf Grunddes kriegswirtschaftlichenErmächtigungs
gesetzes durchgeführtwerdenundes werdennundie Voraussetzungenge¬
schaffen sein für die Unterteilung vonWohnungen ,womitdemWohnungs¬

wadurchsuchenden ,derVolkswirtschaftgediehtistund auc h eine Be¬
lebungdesArbeitsmarkteseintretenwird( Rufe. . Soz. :WiewirddieMiet¬
zisnsbildung sein ? )Nunwird zur praktischen Verwirklichungnoch einbe¬
deutender Wegzurückzulegen sein .Das Gesetz schafft nur dieVoraus¬
setzungen .Die Möglichkeitzder Durchführungsind vielfach vonanderen
UmständenundanderenFaktorenabhängig .Ein solcger Faktor ist vorallem
die GemeindeWien .Die Gemeindehat es mit ihrer Bauordnungnatürlich in
der Hand,bei schikanöser Anwendungder Bauordnungdie Unterteilungzu
verhindern .Wirsind neugierig ,ob die GemeindevondieserMöglichkeit
Gebrauchmachenund der ohnehin gegen alle parlamentarischen Verwal¬
tungskörpermissgestiAtenEevölkerungeinenneuenAnschauungsunterricht
geben wird für die Verderblichkeit des parlamentarischen Systems bei der
Bewältigung der grossen wirtschafspolitischen Aufgabenunserer Zeit .Ich

7
von der ihrbin so naiv zu hoffen ,dass die GemeindeWien gegebeneMöglich¬

keit einen schikanösen Anwendungder Bauødnungnicht Gebrauchmachen ,son¬
derndenvol wirtschaftlichenundwohnungspolitischenBedürfnissenun¬
sererZeitRechnungtragenwird .DieGemeindehätteaberaucheinUebri¬
ges zu tun und eine solche Aktion auch hinsichtlich ihrer finanfiellen
Durchführungsmöglichkeit zu unterstützen .Es wird gewiss biele Hausbe¬
sitzer geben ,die finanziell gar nicht in der Lage sind ,solche Adaptie¬

rungsarbeiten vorzunehmen ,weil ihnen einerseits die Barmitteln nicht zurSuses
Verfugung stehen und sie infolge der Ueberbelastung ihrer auch nicht einen
Hypothekarkredit in Anspruch nehmenkönmn . Eswurde früher in einemZwiwcher
ruf gefragt ,wie die Mietzinsbildung für solche Wohnungensein werde .
Diese Antwortkannnicht generell gegebenwerden ,sie kannnurgegeben
werden in Beziehung auf ein ganz bestimmtes Objekt .Aber die Beatwortung
dieser Frgge wird auch wesentlich dabonabhängen ,wie hoch dieAdaptierung
kostem sind .MüssenPrivatkredtte , die bekanntlich sehr teuer sind ,in
Anspruchgenommenwerden ,so wurdensich die Adaptierungskostensehrhoch
stellen unddaher auchder Mietzinseine entsprechendeErhöhungerfahren .
Dieser Tatsachehat ja übrigensauchdie GemeindeRechnunggetragen .Es
gibt eine Einrichtung ,aus welcher Reparaturs - Adaptierungs -undHerstellung
kosten vonder Gemeinde getragen werden ,wenn die Mietzinse des Hauses

dasVierfahedesFriedenszinsesüberschreiten .DiesenEffektwollenwir
auch mit unserem Antrag erzielen .Die Abgabe von verbautem Grund ist nach
den gesetzlichen Bestimmungeneine reine Zwecksteuer zur Unterstützung der
Mieter in allen Fallen ,in welchender Mietzins über dasViertausend¬
fache hinausgeht .Heite verwendetdie GemeindevondemErtragnisdieser
Aggabe ' 4Millionenfür laufendeGemeindezwecke.Dasist gegendenGeist
und Wørtlaut des Gesetzes .Dieser Zustand könnte saniert werden ,wennunser
Antrag angenommenwird ,der lautet :„ Ausden Ueberschüssen desErtrages
der BodenwertabgabevonverbautemGrundwird ein Fondsgebildet ,auswel¬
chemdenHausbesitzernfür dieUmgestaltungvonGross- inKleinwohnungen ,
( Mittelwohnungen )für die Vornahmevon Auf - undZubauten sowie für die

Assanierung von Klein - undMittelwohnungen Darlehen zu mässigen Zinsen

gewährtwerden. "
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Dasist keinGeschenkandieHausbesitzer,sondernnureine
kktion zur Breditverbilligung ,wiesie die Gemeindeauchaufanderen
Gebieten gemachthat .

Bezüglichder Bewirtschaftungder WohnungenmöchteRedner
nicht auf die zahllosen Klagenüber die Vergebungvon Wohnungenzurück¬
kömmen,sondernnureineKlarstellungdarüberherbeiführen,obder
amtsführendeStadtratauchwirklichderFührerin diesemAmteist .
Mankönntedaranzweifeln .RednerwollenureinenFall anführen ,den
er in wiederholtenZuschriftendemSt . R.WeberzurKenntnisgebracht
habe .In Meidlingwehntin einemstädtischenWehnhauseinePartei
derMannist arbeitslos ,ausgesteuertundfür 8 MonateschendenZins
schuldig .Ein Strassenbahnschaffner ,also ein Angestellter derGemeinde
Wien,willmitdiesemarmenMietereinenTauscheingehen.Eristim
6 .BezirkHausbesorger ,will die Hausbesorgerstelleaufgebenundindas
städtischeWohnhausin Meidlingübersiedeln .DerHausbesitzeristdamit
vollständigeinverstanden,aberesist vomWohnungsamtnichtzuerreicher.
dassesdiesemWohnungstauschzustimmt.( HörtHört-RufebeidenChr. soz.
Danicht anzunehmenist ,dassder amtsführendeStadtrat dieseSchäcir¬
gung der Gemeinde und zweier Wohnparteien bewusst zulässt ,bleibt nur
dieAnnahmeübrig ,dassderartigeBriefeaufdemWegevomPostamtzum
amtsführendenStadtratinirgendeinArchivoderindenPapierkorbwan¬
dern .IneinerZeit ,inderdieGemeindejedeEinnahmenotwengigbraueht
unddie Bevölkerungohnehingenuggequält ist ,mussmanverlangen ,dass
selchenZuständeneinEndegemachtwerde .(LebhafterBeifallbeidenChristl . soz. )

GR .Dr .Wernisch( christl .soz . )betont ,dassseinePartei
grundsätzlichnachwievordie gressenZinskasernbautenablehne .Daaber
dieMehrheitausbegreiflichenGründenvondiesemProjekte,nichtabzu¬bringenist ,könnemannurhoffen ,diss die Anregungen,die GR .Biber
in der Budgetdebattezur Verbesserungder grossenWohnhausanlagengegeben
hat,Berücksichtigungfinden .ZurFragederZweckmässigkeitdesAufwande
wirdvenderMehrheitimmeraufdengrossenGedankenderArbeitsbeschaffu
hingewiesen.Genaubesehen,bildetaberdieseLösungalleseherdenn
eineFörderungderArbeitsbeschaffungundBehebungderApbeitsleigkeit.
Mandarfnichtvergessen,dassdieMilliardeSchillinge ,dieindie
Wehnhausbautenhineingestecktwurde,inkurzerZeitdemBetriebs-und
AnlagekapitalentzogenunddadurchdieganzeWirtschaftinempfindlichstel
Weisegetroffenwurde.Zubemängelnistauch,dassbeiderAusführung
derBautenAuslandsmaterialgekauftundAuslandsfarmenmitAufträgen
betrautwurden.DieAplanierungdesStadiens/würdevoneinerSchweizer¬
Firmadurchgeführt.DieGemeindeverfügtgegenwärtigüber68. 000Miet-¬
objekte .DiebedenbestäedigeWienerBevökkerungist effektivzurück-¬
gegangenundtrotzdemliegen . 000GesuchebeimWohnungsamtvor .
BedenständigeWehnungssuchendemüssenmehrereJahreaufeineZuweisung
der Wehnungwarten ,während Zugewanderte bei der Zuweisung der Wohnungen
beverzugtwerden.WenndieGemeindeWienüberhaupteinRechthat ,der-¬
artige Wohnhausbautenin einemgrossenAusmassdurchzuführen ,dannnur
zur Durchführungdes sozialen Gedankens ,für Notleidende billige und
günstige Wohnungen zu schaffen .Temgegenüker steht aber die Tatsache ,
dass es zu 80 Prozent Zugereiste sind ,die in den neuen Wohnbautender
GemeindeWienuntergebrachtwerden .Auchdie ZuerkennungvonMietzins-¬
beifilfen erfolgt vielfach nicht nach sozialen ,sondern nach parteipoliti¬

schenGesichtspunkten.
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Rednersei überzeugt ,dass auch ein grosser Teil der Mehrheit, seweit
er nichtunterdemBannderjüdischenFührungsteht ,sichderWahrheit

dieser Ausführungennicht verschliessenundan einer gründlichenRemedur
mitarbeitenwerden .( Beifallbei denChristl .soz . )

GR .Ung .Hölzl( nat .soz . )weistdaraufhin ,dassdie
OeffentlichkeitderMeinungist ,dassdie GemeindehoceneueWohnungen
demWohnungsmarktzurVerfügungstellenwerde ,Basist abereingrosser
Irrtum ,dennvondenBauten,dieimvorigenJahrebeschlossenwurden,
WirdeinTeilerstamAnfangdesHerbsteszuEndegeführtwerdenund

die heuerbeschlessenenBautenwerdenerst imkommendenJahrefertig
werden .DieRechnungstimmt1ceseit Jahrennicht mehr ,dieMehrheit
ist bankrottundkannnicht weiter .Ueberdie VergebungderBauten
ist ven unserer Seite schon oft Klage geführt worden .Es ist be¬
kannt,dasssehrvielgtem,bedürftigeLeutesehrlangeaufeineWohnung
wartenmüssen.EsgibtauchLeute,diemerkwürdigraschzueinerWehnung

me et Juden ,kemmen .Aberes warbisher nochnicht bekannt ,dass es Leutegibt,/die
sichWohnungennochimBauaussuchendürfen .Esverlautetgerüchweise,
dasssehrvieleWohnungenvorbehaltenwerden,umeventuelljüdische
FlüchtlingeausDeutschlandunterbringenzukönnen.DerRednerführt
eineAnzahlvonFällen: zurBegründungseinerBehauptungan ,dassbeiderVergebungvonWehnungennachparteipelitischenGesichtspunkten
vergegangenwird ,undfragt denamtsführendenStadtrat ,wiesoneskemme,
dass Wchnungsinhaber ,die gute und schöneWohnungenbesitzen ,ineinen
Gemeindeneubauübersiedelnkönnen,währendwirklichbedürftigeWehnungs-¬suchendeimmernur alte Wohnungenzugewiesenerhalten ,aus denenpolni¬
sche Judenoder Farteifunktionäre in Gemeindeneubautenübersiedeltsind .
DieKerruptiengehtsogarsoweit ,dasszumBeispielin einemInserat
desNeuenWienerTagblatteseineWchnungimHanusch-HofzumPreisven
hecoSchillingangebetenwurde .Dasist die Wohnungsfürsergeinder
bestverwaltetenStadtderRepublik„ !DieBevölkerungwirdbeigegebener
GelegenheitdieQuittungüberreichen .MitPezugaufdieStadtrandsied-¬
lungin Leepoldaubemerktder Redner ,dasssich dieRathausmehrheit
in kurzerZeitdenStandpunktderNationalsozialistenzueigengemacht
hat ,denn die Mitarbeit der Sie dler stellt eine ArtArbeitsdienat -¬
pflicht vor ,wie sie die Nationalsdzialisten immer gefordert halen .

ErerklärtzumSchluss ,seineFarteiwerdeausMangelanVertrauenzur
Mehrheit und aus prinzipieller Einstellung gegen die Vorlagestimmen .
( Beifallbei denParteigenessen. )

ST. R.WebererklärtinseinemSchlusswort,dassdieSchuld
daran ,dass die Gemeindefür Wohnhausbautenin diesem Jahre um59
MillionenSchillingwenigerausgebenkönne ,mehrauf jerer Seitezu
suchenist ,die der ST . R.Kunschakvertritt .Wennwir uns dasBudget
der übrigen Städte Oesterreichs ,Deutschlands ,des übrigen Agslandesund
auch des Bundesansehen ,könnanwir aug die Summevon 4o MillienenSchil¬
ling ,die in diesemJahre für denWohnhausbauvorgesehenist ,immerhin
stolz sein ,da ähnliches in keinemVoranschlageirgend einerGemeinde
edereinesanderenöffentlichenVerwaltungskörperszufindenist .(Zu-¬
stimmungbei denSoz .dem . )Gegenüberder Beschwerdedes St . R.Kunschak,dassdie KontrolledurchdasFehlender tabellarischenZusammenstellungen
überdie Ausgabenfür die einzelnenWohnhausbautenerschwertwerde ,ver-¬
weissSt . R.Weberdarauf ,dassdie Jemeindeauchbei denverschiadenen
Verlagensparenmüsse .DadieDruckseiteeinesVransehlagesoderRechnungs-¬
abschlussesnichtwenigerals 50Schillingkestet ,ist esgerechtfertigt220
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wennder Finanzreferent eine solche gewiss nicht unbedingtnetwendige
Ausgabestreicht .Es gibt aber reichliche Möglichkeiten ,dieAusgaben - .

übergebarungdes städtischen Wchnhausbaueszu kontrollieren ,weil jedeAus¬
gabe in demzuständigen Ausschuss ein Beschluss gefasst und darüberein
Frotokoll veröffentlicht wird ,dann aber auch ,weil jeder Wohnhaus- ¬
bau nach seiner Fertigstellung abgerechnet wird und dieseAbrechnung
im Stadtbauamtzur Einsicht aufliegt .Mir ist nicht erinnerlich ,dass
jemals versucht wordenwäre ,in diese aufgelegten BauabrechnungenEin¬

sicht zunehmen .
WasdieBaukostenüberschreitungenanbelangt ,sobefindetsich

St . R.Kunschakin einemIrrtum .Esgibt keineBaukostenüberschreitung
imállgemeinenSinne .Beider Kostenbestimmunghandeltes sichzunächst
umeinen auf Grundder Erfahrungenerstellten Kostenvorschlag ,wobei
es immerhinmöglich ist ,dass währendder BauausführungMehrausgaben
erferderlichwerden.SozumBeispielwurdenbeidemBauin derLand¬
wehrstrasse Mehrausgabenfür die Fundierungsarbeitennotwendig ,weil
dertdieGrundverhältnisseungünstigwaren .AufdieseWeiseergaben
sichMehrkostenin einembescheidenenUmfang,abervonUeberschreitungen
imallgemeinenSinnekannkeineRedesein .
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BezüglichderErrichtungvonGeschäftslokaleninNeubautenerklärt
derReferent,dassselbstverständlichbeieinerZahlvon60. 000Wohnungen
in donNeubautenGeschäftslokale ,ja auchRäumlichkeitenfürSammlungen
usw. eingebautwendenmüssen .Dasist auchbei derBundeswohnbauförderung
derFall ,diedieErrichtungvonGeschäftzräumlichkeitensogarfordert.
DerAntragdesHerrnSt. . Kunschak,denSchutzbundin städtischenNeubau¬
tenauszumieten,ist überflüssig,daderSchutzbundwederMieternochUnter¬

mieter ist . DerTeilung von Grodswohnungen steht die Gemeinde sehr sym¬

pathischgegenüber ,dochsinddieErfahrungen,diedieGemeindeselbstmit
derTeilungvonGrosswohnungenbishergemachthat,nichtdiebesten.St. R.
Kunschakist ObmanndesBundes- Wohnungs- undSiedlungsfondesundeswäre
sehrzubegrüssen,wennausdiesemFondsdienötigenGelderzurUnter¬
stützungderAktion"TeilungvonGrosswohnungen"zurVerfügunggestelltwerdenwürden.DerBerichterstatterweistsodanndieVorwürfegegendas
Wohnungsamtzurückunderklärt ,dassimVorjahrandiesesAmtnichtweni¬
ger als 90 . 000Zuschriften gerichtet worden sind ,davon an denamtsführenden

Stadtrat persönlichnicht wenigerals 36 . 000 .DieseZiffernzeigendenUm¬
fangdesArbeitsgebietesdesWohnungsamtes,dassichstetsbemüht,allen
Anforderungengerechtzuwerden .DieMietzinsrückständesindausserordent¬
lich gering ;die Gemeindebemühtsich ,dieseRückstämdehereinzubringenund
es ist nurzuwünschen,dassauchdieprivatenHausbesitzer,diemitdemZing

Rückständigen ,zumeist Arbeitslose ,nicht gleich aufs Pflaster werfen .
HinsichtlichderAusführungendesGR. WernischbezüglichderAuswirkung
der städtischen Bautätigkeit auf den Arbeitsmarkt bemerktSt . R.Weber ,dass
derstädtischeWohnhausbauwirklicheproduktiveArbeitslosenfürsorgeist ,

damehrals 50ProzentderBaukostenaufLöhneentfallen . CegendieVorlage
selbst ist keinEinwanderhobenwordenundso bitte ich ,sieanzunehmen.
( Beifall . d .Mehrheit)

St . . Kunschakkommtin einer tatsächlichen Berichtigungauf
dieAufforderungdesSt. . Weberzusprechen ,er (St. . Kunschak)mögeals
ObmanndesBundesWohn- undSidlunsfondsdafürsorgen ,dassausdiesem
FondwfürdieZweckederUnterteilungvonWohnungenbilligeKreditege¬
gebenwerden .St .. Kunschakberichtigtdemgegenübertatsächlich ,dassdieser
FondsdurchdasGesetzverpflichtetist ,waser faktischauchtut ,dieihm
zur VerfügungstehendenGelderzur Gänzean gemeinnützigeBaugenossen¬
schaften zu einer Verzinsungvon 3 Prozent ( Hörthört . d .Chr - ) inderdie
Ammortisationeingeschlossenist ,zuvergeben.( Lebh.Beifall. . Chr. )

DerReferentenantragwirdangenommen.
DerAntragKunschakbetreffenddie Aufkündigungder demRe¬

publikanischenSchutzbundvermietetenWohnräumein Gemeindehäusernwirdab¬
gelehnt ,der zweiteAntragKunschakbetreffendBildungeinesFondsausden
Ueberschüssen der Apgabevomunverbauten Grund zwecks Darlehen für Aadptie¬
rungenwird der geschäftsordnungsmässigenBehandlungzugewiesen .

St . . Tandlerberichtet über Aenderungen in der Organisation
der gesetzlichenArmenfürsorge. Erweistzunächstdar auf hin ,dassdiesozu¬
sagen gesetzliche Grundlage für die freie Fürsorge zwei Gemeinderatebe¬

schlüsse ,einer aus demJahr 1901undeiner aus demJahre 1921 ,bilden .
ImLaufederletztenZeitmussteninfolgederVeränderungenderökonomi¬
schenVerhältnisse eine ReihevonAnpassungenin der Organisation inder
Fürsorgevorgenommenwerden .DieseAenderungenhabensicherppobtundsollen
nun durch einen Gemeinderat sbeschluss san ktioniert werden .Das Prinzip der

offenenFürsorgewirdhiedurchnachkeinerRichtungtangiert .DieAenderungenumdie es sich hier handelt ,hätten auch mit UmgehungdesGemeindenntes
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durchVerfügungendesMagistratsdurchgeführtwerdenkönnen,eineMethode,
die er abernichtanwendenwolle . Eshandeltsich hier blossumkleine
Aenderungenin der Organisation und das Aufenens ,dag damit inder
Oeffentlichkeitgemachtwurde ,ist gewissnicht berechtigt .Vorallem
kannkeineRededavonsein ,dassdieBefürsbogtenhiedurchzuSchaden
kommenkönnten. St. R.TandlenbesprichtsodanndievorgeschlagenenAenderunge
im Einzelnen .Dadie Basis aller Fürsorgedie Familie ist,ist esselbst¬
verständlich,dassdiebeidenhierinBetrachtkommendenAemder,dasJugend¬
amtunddasFürsorgeamt ,bisherschonvielfachmiteinanderarbeitenmussten
ImLaufeder Zeit hat sich eine ZusammenarbeitzwischendenbeidenzusammengetretenAemternderart festgelegt ,dassdie Leiter der beidenAemtersindund

dieFragen ,umdiees sichhandelt ,besprochenhaben .Gelegentlich
derRevisionenimvergangenenJahresindwirnunzurUeberzeugunggekommen
dasses dasAinfachstewäre,wenndieLeiterdesFürsorgeinstitutesunddes
Jugendamtesperiodischzu Leiterkonferenzenzusammentretenundindiesen
überdiein BetrachtkommendenFälleschlüssigwerden.Daswurdevielfach
dahin gedeutet ,als ob nun der beamteteFürsorger des Jugendamtesmit
seinem Stab den freigewählten Fürsorger gleichsam majorisieren könnte .
Davonist gar keine Rede ,dennin diesen Leiterkonferenzenkommteszu
keinerAbstimmung.IhreEinberufungerfolgtdurchdenfreigewähltenManda¬
tas ,unddieserkannauchdiePersönlichkeitenzuKonferenzenmitbringen,
die die Fälle kennen und selbstverständlich hat auch die Jugendfür¬
sorgerindortzuerscheinen,wennesderLeiterwunscht.Dasgilt voraller
für die deuVerkeihungvonPflegebeiträgen ,wasumsomehrgerechtigtist ,
als heute nicht mehrfür jedes Kindein separater Pflegebeitraggegeben
wird ,sondernein Pflegebeitragfür die Familie ,DieserVorganghatsich
umsomehrbewährt ,als wir vielfach von der Geld - zurMaturalunterstützung
übergegangensind .Einigensich die beidenLeiterauf der Konferenz ,dann
ist die Sacheerledigt ,Tommteine Einigungnicht zustande ,so wirdder
Aktan die Mag .Abt .7 respektivean denamtsführendenStadtratübermittelt
der auf Grundder ihmvorgelegeenBerichteentscheidet .DieLeiterkonferer
tritt nur in Funktion ,wennzwischendemFürsorgeratundderFürsorgerin
in der vorausgegangenenSitzungdes Fürsorgeinstituteseine Einigungnicht
erzielt werdenkonnte.

DiezweiteAenderungbeziehtsich auf die Erhebungen.ImLaufe
der Zeit Konntehäufig die Beobachtunggemachtwerden ,dass demeinenoder
anderenFürsorgeratvoroderbeiderErhebungübereinenErhaltungsbeitrag
das eine oder andereDetail entgangenist . Dasist menschlichvollkommen
begreiflich .Nunhabenwir schonimvergangenenJahre gelegentlißolcher

dann
hebungenbeamtetePersonen/benützt ,wennwir der Menungwaren ,dassein
Erhaltungsbeitragzu hochsei oder dass er überhauptzu streichensei .
Dieser Vorganghat sich ganzausgezeichnetbewährt .Undes ist gegendie
beamtetenErhebungenumsowenigeretwaseinzuwenden,als ja diebeamteten
ErhebungendasUmundAufdergesamtenJugendfürsorgesind .DieAnsicht
als obdadurchdie EinflussspääredesFürsorgeratesirgendwiebeeinträch¬tigt werdensoll ,ist vollkommenfalsch .DerFürsorgeratbehält nachwie
vordasRecht ,in derFamilieErhebungenanzustellen,under bleibtvoralle
derReferentüberdenFall . Eskannauchneshalbauchnichtdavongesproche
werden ,dasshier irgendeineBürokratisierungerfolgeoderdassdiedemo¬
kratischenRechtedesFürsorgeratesbeschränktwerden . Eshandeltsichauch
nichtumeinenneuenBeamtenapparet,sondernnurumeinpaarBeamte,Inden
kleineren Bezirkenwird manmit einem ,in grösseren mit 2 oder 3Beamten
auskommen .Bisher haben sich schin oft die Vorstände der Fürsorgeinstitute
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über Angestelltenmangelbeklagt ,wasja verständlichist ,da ihnenim
Laufe der letzten Jahre eine Reihe von Funktionen zugewachsensind .

In Besprechungdes Puhktes 3 verweist St . K.Tandlerdarauf ,
zweckmässigerwei¬dass esinfolge der verschlechterten Verhältnisse sich als

sen werde,bestimmtePfründensätze herabzusetzen und dafür mehrPersonen
zu beteiligen . Eshandelt sich hier keineswegsumeine Herabsetzungdeswir

esslich
die Auflassung des Zentralrates für Armenwesenvorgeschlagen ,eine Insti¬

tution ,die 3 .mit der Schaffung dersoge¬
.nanntenB,zirkswohlfahrtsausschussevollkommen gewordenist .

St . R.Tandlerersuchtdie vorgeschlagenenAenderungenanzunehmen( Lebh.
Beifall . d .Mehrhent )

. RtinDr. Mötzko( chr . )erinnert daran ,dass imFebruar
dieses Jahres die christlichsozialen Fürsorgeräte demBürgermeisterein
Memorandumüberreicht haben ,in demauch das Verlangengestellt
wurde ,die volle Kompetenz des Fürsor grates wieder aufzurichten undihm
wieder alle jene Rechte einzuräumen ,die es ihm ermöglichen ;seinAmt
seiner beschworener Pflicht gemäss zu erfüllen .Dieser Wunschentspringt

durchaus nicht der persönlichen Eitelkeit der Fürsorgeräte ,sondern der

Ueberzeugung ,dassnurder Fürsorgerat ,der eine Partei ständiginseiner
Betreuung hat ,den richtigen Einblick und damit auuh das richtige Urteil

über alles das hat ,was die Familie an Fürsorge braucht /Und dass nurdie
Gesamtiniziative ,die aus der freiwilligen Mitarbeit der Bevölkerungin
Fürsorgeagendenkommt ,imstandeist ,brauchbareRichtlinienfüreventuell
notwendig gewordene Refarmen und Aenderungen im Fürsorgewesen zugeben .
Washeute hier beschlossenwerdensoll ,ist eine hohnvolleAbsageanalle
AnregungenundWünscheder christlichsozialenFürsorgeräte .Diechr .soz .
Fürsorgeräte haben längst schon in sehr scharfer Weisegegen dieEin¬
führung der Leiterkonferenzen Stellung genommen .Ihre Einführung mit

GemeinderatebschlussbedeutetzunächsteineVerlängerungdesAktenweges.
Ein Mittel ,das die Mehrheit sdhon sehr lange und sehr gerneanwendet ,
um zwischen dem Termin des Ansuchens und der ŒErledigung eine sehr lange
Zeit zu setzen ,innerhalb welcher allerdings die Partei ihrem Elend über¬

antwortet wird . Wennsich St . . Tandlerdagegenverwahrt ,dass durchdie
Lætterkonferenzenieine Verburokratisierung eintreten werde ,so weiss er

vielleicht nicht ,wiediese Konferenzenbisher zusanmengesetztwaren .Immer
sind dort die beamteten Personen in der Mehrzahl ,sodass der amtliche
Einfluss immer ausschlaggebend ist .Heute ist schon die Machtkonzentriert

bei den beamteten Leitern der Fürsorgekanzleien .Diese Leiter werdenauch
in den Leiterkonferenzen das ausschlaggebende Wort zu reden haben unddas
Ergebnis dieser Konferenzenwird ein Abstreichen nach allen Richtungen
sein .Diese Einflussnahme der beamteten Organe birgt aber auch eine Unver¬

einbarkeit in sich und in vielen Fällen wird für die Beamtenselbst

Konfliktstoff erzeugtwerden ,weil der BeamtedurchWeisungderZentrale
gezwungenist,mehr denfiskalishen Standpunktgelten zu lassen .Derge¬
wählte Mandatar ,der die Interessen des Befürsorgten zu vertreten hat ,
wird starg ins Hintertreffen kommen .Eine viel ärgere Verschlimmerungist
aber die Einführungder Erhebungsgruppe .Ursprünglich hatteinur derzu¬
ständigeFürsorgeratodersein Stellvertreterimallgemeinen -dieErhe¬
bungeneinzuleiten .Dazukamdann ,die Erhebungstätigkeitder beamtetenFür¬
sorgerin .und die Zusanmenarbeitzwischenbeiden wurdegeregelt .
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Mannkann annehmen ,dass sowohldie Erhebungendes Fürsorgerates ,der
die Partei im kleinen Sprengel ständg in seiner Obsorge hatte ,als auch
die der Fürsorgerin ,die für die Fürsorgearbeit geschult ist ,wirklich
zumZiele geführt haben .Nunsoll die Erhebungstätigkeitheider keineBe¬
deutung mehr haben .Jetzt wird das Nacherhebungsorgan auf die Partei
losgelassenmitdemSchemainderHand.EsmögendasehrbraveBeamtesein,
dieaberkeineErfahrungin derFürsorgehaben .UndwirssindderMeinung,
dass eine grosse Zahl dieser Erhebungsoganeaus demKreisabgebauter
Gemeindewachleuteentnommenwerdenwird ,Leute ,die sich am15 .Juli die
Legitimationfu Parteidienst erworbenhaben ,werdennunauf die ArmenWiens
losgelassen .WasSie hier machen ,ist eine kroteske,über die manlachen
könnte ,wennsie nicht zumWeinentraurig wäre .Diese Organehabenihre
bestimmtenWeisungen ,sie müssenalles wasirgendwiein einerFamilie
als Einkommenaufscheint einzeichnen ,Erhaltungsbeiträge alter Leute ,
Lehrlingsentschädigungen,Notstandsunterstützungen ,ja sogarEinkommen
von Familienangehörigen ,die gar nicht im Familienverband leben und
auf Grunddieser konstruiertenZiffern wirdihre Kleidunggefällt .

Die berühmtenRichtlinien ,die Sie für die Verleihungvon
PflegebeiträgenhinausgegebenunddiewiralseinegrausameDrosselung
der unterstützungsbedürftigenBevölkerungWiensbezeichnethaben ,werden
ven Ihnen selbst nicht mehr eingehalten ,Sie sind schon unter diese

Richtlinien heruntergegangen .In denKreisenIhrer Fürsorgeräteist es
bekannt ,dass nochwitergehendeAbsichtenbestehen ,dass diePgründen
generaliter von 1o bis 50 statt 16 bis 56 Schilling herabgesetz werden
sollen .Dass Sie alle diese Massnahmendamit begründen wollen ,die
zuständigenFürsergeräteseiennichtobjektivgenug ,ist eineseschwere
undunerhörteKränkungverdienterMenschen,diesichjahrelanginselbst-¬
leserWeiseimInteressederArmenWiensbemühthaben ,dasssienur
mit demschärfstenProtest zurückgewwesenwerdenkann .( LebhafterBei¬
fall beidenChristl. soz. )

DerletzteSinnall dieserMassnahmenist dieAbsicht,Er¬
sparungenzumachen .Wirleugnennicht ,dassauchimHaushaltderGemeinde
gespartwerdenmussunddassmanauchinnerhalbdesFürsorgebudgets
sparenkann .Ichverweisein diesemZusammenhangaufdasdemBürger¬
meisterüberreichteMemorandumderchristlichsozialenFürsorgeräte.
WennmansichendlichvondemfalschenWegeabwendetundmitdenfrei¬
willigenFürsorgeorganisationenaller Richtungenzusammenarbeitet ,
kannunendlichviel für die offene Fürsorgegeschehen .Mankönntebei
denMutterberatungsstellen,imHortwesen,beidenKindergärten,bei
dengeschlossenenKinderanstaltenundselbstindergeschlossenAlters-¬
fürsorgederGemeindeErsparungenmachen ,wennmanendlichimStandewäre
dieFarteibrilleabzunehmenundsachlicheAngelegenheitensachnchzu
behandeln .Ich stelle deshalbdenAntrag :Es ist unverzüglichein
aus Vertreterndes GemeinderatsausschussesIII undaus Fachleutenbe¬
stehenderAusschusseinzusetzen ,welchersich mitdemvondenchristlich¬
sozialen FürsorgerätendemHerrnBürgermeisteram27 .2 .1933überreichten
Memorandumzu befassen ,ehestens darüber demGemeinderatsausschussIII
BerichtzuerstattenundAntragzuunterbreitenhat .

Dasist dieeinzigmöglichReform,durchdieSiedenheutigen
Anforderungen an das Fürsorgewesen Rechnungtragen können .WasSiemit
demvorliegendenBeschlussmachenwollen ,ist bolschiwistischeZer¬
störungsarbeitletzter Lebenskräfteder ArmenWiens .WirkündigenIhnen
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die schärfste Gegenwehran ,wennSie diese unverdienteZüchtigungüber. 4
die S " armeBevölkerungWienshängenwollen .Undin denFürsorge-¬
institutenwerdenSieoffeneRevölutionhaben,dennweithöherals
IhreErlässestehtdiesenLeuten- IhrebeschworenePflicht ,denArmen
Wienszu helfen .Die christlichscziale Partei war immereinwahrer
SchützerundHertderArmen( Beifallbei denChristl .soz .-Zwischen¬derrufe Soz . dem.) ,undwannSie heute nochauf eine wirklichgute
FundierungdesFürsorgewesenshinweisenkönnen ,so 'sa "weisenSieauf
Schöpfungender früherenZeit hin .Esist vondiesenSchöpgungenunter
Ihrer glorreichen Herrschaft leider wenig übrig geblieben .Gegenüber
diesemverbrecherischenAnschlagwerdenwirdemFürcsrgebedürftigen
HortundSchützerseinbis zumLetztenundAeussersten .( LebhafterBei¬
fall bei den Christl .soz . )

GR .Weikert ( nat .soz . )erklärt ,die Ausführungendes
St . R.Dr .Tandlerseienvielzuunklarundzutåderspruchsvell,alsdass
mansichüberdieeigentlichenAbsichteneinklaresUrteilbildenkönnte.
WenndieseReform/denBefürsorgtenwirklicheineBesserungbringt,
sindwirselbstverständlichbereit ,ihr zuzustimmen.Wirhabenaberdie
Erfahrungg : ,dasswiralleunsvorgelegtenAnträge,besonders
jene aus der VerwaltungsgruppeIII ,sehr vorsichtig aufnehmenmüssen.
WirhabenseinerzeitbeidemAntrag ,diePflegebeiträgezurHälftein
Geld," iandere,HälfteinLebensmittelpaketenzugewähren,dieVermutung
geäussert ,dassaufdiesemWegedenrotenKonsumvereinenundderGöc
wiederein /Geschäftzugewendetwerdensoll .St .R .Tandlerhatuns
damalsirregeführt,dennessindschonfrühergeheimeRichtlinienandieFürsergeinstitute hinausgegaggen ,die PfløgebeitäägeundErhaltungs¬
beiträgewomöglichzukürzenoderganzeinzustellen.MitderVerabreichungderLebensmittelpaketesinddennauchsofortdiePflegebeiträgegekürzt
worden .AusdiesemGrundeglaubenwir auchhier nicht recht an eineReform
zu Gunstender Befürforgten .Wasdie Leiterkonferenzenanlangt ,soglauben
wir ,dass diese immerwerdenzu Ungunstender Befürsorgtenauffallen
werden.InderVorlagefindenwirsehrvielUnklarheiten,weshalbman
zuihrauchnichtrichtigStellungnehmenkann .Wenness »ist ,wie
St . R.Prof .Tandlerüber die Aufgabender beamtetenFürsorgergespråchen
hat ,sosindwirdamiteinverstanden ,weilwirwünschen,dassdieErhe¬
bungenrichtigvorgenommenwerdenunddabeinichtaufdieparteimässige
EinstellungdesFürsorgewerbersRücksichtgenommenwird ,wiees bisjetzt
derFallist .Ist einFüroergewerberSozialdemokrat,dauerndieErhebungen
sehrkurz ,ist er aberkeinSozialdemokratodergareinNationalsozialist,
dauerndieErhebungensehrlangeundzumSchlusswirdderFürsorgewerber
überhauptabgewiesen.Wirglauben,dassmitderEinstellungderbeamteten
FürsorgerderWirkungskreisderFürsorgerätezehreingeschränktwerden
wird,sodasssieüberhauptnichtsmehrzusagenhabenwerden.DerRedner
tadelt ,dassimLaufederJahredasFürsorgewesenverbürokratisiertwurde,undersuchtdenamtsführendenStadtrat,AuswüchsediesesBürokratismus
abzustellen,dadieFürsorgewerberunterdembürokratischenMassnahmen
aufdasschwersteleiden .Wirverlangen,dassauchimFürsorgewesendie
Minderheitgehört unddass der Unfugabgestellt werde ,dassunsere
Anträgeniedergestimmtwerden,umdanneinigeZeitspätervonderMehrheit
als dereneigeneAnträgeeingebrachtundbeschlossen,werden.Wirglauben
nichtmehrandieFürsorgedersozialdemokratischenGemeindeverwaltung,
weilwirmitdiéserFürsorgedieschlechtestenErfahrungengemachthaben,

wir glaubenauchnicht an die AufrichtigkeitdieserVorlage,weshalb
wirsie auchablehnen .( Beifallbei denNat .soz . )226
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In seinemSchkusswortbemerktProf. Dr. Tandler,dasses
sichbei dieserVorlage ,wieer schonausgefuhrthafeumkeineprinzi¬
pielle Aenderunghandelt .DieRechtederFürsorgerätewerdendurchdie
EinstellungderbeamtetenFürsorgernichtbeschränktwerden ,dadieBeam¬
ten keine Anträgestellen dürfen ,sondernnurzu erhebenhaben.

. RtinMotzkohat mirauch ,bemerktSt . . Tandler ,eine Herabsetzungder
Fürsorgeräte imputiert . Esist meineAuffassung ,dass es bei aller Mensch¬
lichkeitdeseinzelnenMandatarsauchaufdiesubjektiveAuffassung
des Fürsorgeratesankommt ,die vonseiner eigenenmateriellenEinstellung
nich so unabhängigist .Ich habe bei allen Gelegenheitendas LobderFür¬
sorgeräte öffentlich gesungen ,aber es ist nur menschlich ,dassauch
Fürsorgeräteihre Fehler machen .GRtin .Motzkohat in diesemZusanmehhang
auchvonBolsdhewismusgesprochen .Darauflakannich nur sagen :Wasman
nichtdefinmerenkann ,sihhtmanals Bolschewismusan .( Lebh .Heiterkeit
undBeifall . . Soz. )St. . Tandlerersuchtschliesslichdie . RtinMotzkosei bereit ,die einzelnen Fallevorzulegen,er überjedeneinzelnenBall
imGemeinderatöffentlich zu sprechen .Imübrigensei er der Meinung ,
dass jeder Gemeinderatdas Minmmum,das hier borgeschlagenwird,annehmen
könne ,ohnesein Gewissenzu begistenundohnedie Bevölkerungzuschädi¬
gen( Lebh .Beifall . d .Soz. )

DerReferetenantragwirdangenommen,der AntragMotzkoabgelehnt.
St. R.TandlerreferiertsodannüberdenAntragbetreffend

die Uebertregungder GeschäfftedesBerufsberatungsamtesder GemeindeWien
an die Industrielle Bezirkskommission in Wienund Leistungeines
einmaligenBeitrages zur SchaffungentsprechenderEinrichtungenbeider
Industriellen BezirkskommissioninWien.

GR .Scholz( nat ,) bemerkt,dieAuflassungdesstädt. Berufs¬
beratungsamteshätte schonvorJahren ,zu einer Zeit ,erfolgensollen ,
woesjedemklarwar ,dassinfolgederungeheurenArbeitslosigkeitjede
Berufsberatungillusorisch gewordenist .DasAmthat keineandereAufgabe
gehabt ,als Ziffern für die Statistik zu sammeln ,womitmandieWiener
Lehrer schaft behelligt hat . Manhat das Berufsberatungsamt dazubenützt ,
um :einer ReihevonProtektionskindern ,meistAnhängerndesauserwähnl¬
ten VolkesUnterkunftzuwverschaffen .Daist uberdenFall derBeraterin
Schwarzöffentlichgesprochenworden ,die deshalbunangenehmaufgefallen
ist ,weil sie für die Wünschemancher Lehrherrn nach schöngekleideten und
nicht sprödenMädchenallzuviel Verständnisgezeigt hat . Nunhatman
endlich die Zwecklosigkeit dieser Stelle eingesehen und will sie nunlos¬
kriegen ,weil sie der Mehrheitunangenehmgewordenist .Dabeierweisen
sich doeSozialdemokratenals ausserordentlichschlechteGeschäfts¬
leute .Für das Jahr 1933 waren rund 100 . 000S als Ausgaben für dasBerufs¬
beratungsamtvorgesehen .Daein Vierteljahr verflossen ist ,wäreandie
Indusrrielle Bezirkskommission75 . 000S zu zahlengewesen ,währenddie
GemæindeWien86 . 000S zahlt ,wobeimangar nicht darandenkt ,dassdie
Industrielle BezirkskommissionimLaufedesJahresdieseStelleauflassen
könnte .Der Redner wünscht auch Aufklärungen vom St . R .Tandler ,darüber ,
wasmit demPersonalgeschehenwird .Es idt zu befürchten ,dass manalt¬
gedienteBeamteentlassenwird ,währendmansicherzweiZionisten ,diefrüher227



einmalin Palästinawarenundvonder GemeindedannmitoffenenArmen
aufgenommenwordensind ,in ihrer Stellung belassenwerden .

St . . Tandlerbemerkt ,der Vertragmit derIndustriellen
Bezirkskommission gehe dahin ,dass sie das gesamte Personal ,soweit
es vertragsmässig angestellt ist ,zu übernehmen hat . Esbleibt also kein
Angestellter bei der Gemeinde .Die Befürchtung ,dass die Industreielle
Bezirkskommission die Beraufsberatung aufgeben werde ,ish nicht am
Platze ,da es sich um eine sehr wertvolle Institution handelt .

Der Referentenantrag wirdangenommen .
Währendder Abstimmungrufen Hationalsozialistiche

Gemeinderäte demSt . . Tandlerzu :Wasist es mit den zweiJuden ?
St . . Tandlererwidertdarauf :Ich bin keineAuskunftsstelle

fürJuden !
WährendSt . . Tandlerder Referententischverkässt ,røfen

nationalsozialistischeGemeinderäte:Wasist es mitdenzweiJudent
Sie haben als Berichterstatter Auskunft zugeben !

St . . Tandler :Ich habe die Antwort ja bereits gegeben !

GR.Rotter( nat . )KuschJud !(StürmischeEntrüstungsrufebei
denSoz . )

Bgm» Seåtz: Dasist ein unerhörtes Vorgehen !Ich rufe Sie
wegendieses AusdruckeszurOrdnung!

GR,Rotter( nat )Manhat michdrübeneinen frechenLausbuben
geheissen !

Bgm .Seitz :Ich werce Professor Tandler hier nicht beleideigen
lassen ( LärmendeZwischenrufe bei den Nat . )WennSie eine Beschwerdeüber
einen Zwischenrufø haben ,melden Sie es hier offiziell .Aber eine solche
BehandlunggegenübereinemMann ,der seit einemJahrzehrtundlänger
imDiensteder Stadt sich in der aufopferungsvollstenWeisebemüht,
wirdhier nicht geduldet .( Zwischenrufe. d .Nat . ,Gegenrufe . d .Soz. )

Berichterstatter Stubianek ( soz . ) referiert übereinen
Antragauf Aufhebungder ParkschutzbestimmungenzumZweckederErrichtung
einigerAnlagen.

GR .Stöger ( chr . ) erklärt ,da wäreunverantwortlich ,ohne
zwingendenGrundauch nur einemArbeitslosen die Eingliederung indie
Wirtschaft zu verwähren ,einer Kriegerwirwe oder einem Invaliden die
Erwerbsmöglichkeitzu nehmen ,Aberes mussdie rechte Formgefundenwerden,
damit nicht Einzelschicksale in Kollision geraten mit dem Interesse der
Allgemeinheit .Oesterreich ist mehr denn je auf dem Fremdenberkehrange¬
wiesen und die Verunzierung der prächtigen Plä ze und Anlagendurch
manchmalrecht hässliche Hütten wirkt wie eine bewusste Sebotagedes
Fremdenberkehres .Wienwurdedurch Lueger zur Gartenstadt gemacht ,Sie
machendaraus allmählich einen riesigen Tandelmarkt .Sieunterhöhlen
damit auch das Heimatgefühl ,das besonders in Krisenzeiten voneiner
verantwortungsbewussten Gemeindeverwaltungmöglichst lebendig gestaltet
werden muss,und sie treffen mit der Beeinträchtigung desFremdenverkehres
die gesamteWirtgchaft .Sie sindverpflichtet ,ehrenNachfolgernmöglichst
unversehrt zu übergeben ,was Sie von den Vorgängern übernommenhaben ,
und dazu zählt in allererster Linie Wienals Gartenstadt . Wirmüssen
daher neuerlich auf das Nachdrückliikhte fordern :Schluss endlich mit den
fortwährenden sinnwidrigen Durchbrechungen der Parkschutzbestimmungen ,
Schluss mit der weiteren VerschandelungWiens( Beifall b .d .Chr . )

Berichterstatter Stubianak erwidert in seinemSchluss¬
wort ,es sei nicht richtig ,dass wahllos Kioskeund Hüttenaufgestellt
werden .Das Kioskkomitee ist sehr darauf bedacht ,dass das Stadtbild nicht
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leidet . DieHütten ,die noch stehen ,sind aus früherer Zeit und wird

sindbestrebt ,dasStadtbildzuverschönern.
Bei der Abstimmungwird der Referentenantrag angenommen.
Damit ist die Tagesordnung erledigt .
Es wird zur Verhandlung der eingebrachten dringlichen

Anträgegeschritten .
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GR,Holaubek( christl . scz. )undKollegenhabenunterHinweis
auf die Waffensuche in Liesing im dortigen Versorgungshaus der Stadt

WieneinenDringlichkeitsantrageingebracht ,in dembeantragtwird ,
den amtsführendenStadtrat der VerwaltungsgruppefürWohlfahrtswesen
zu beauftragen ,unter ZuziehungvonVertreternder Minderheitsefort
einestrengeUntersuchungeinzuleiten ,wiesoes möglichwar ,indas
städtische Versorgungshaus in Liesung die beschlagnahmten Waffeneinzu¬
schmuggelnunddortverstecktzuhalten ,unddieschuldtragendenstädti¬
schenOrganezur Verantwortungzu ziehen ;weiters zuuntersuchen,
obnichtauchin anderenWohlfahrtsanstaltenderGemeindesolcheWaffen
eingelagert sind ,und im bejahenden Falle die Ablieferung dieser andie
zuständigeStelle sofortzuveranlassenunddie hiefürVerantwortlichen
der Bestrafung zuzuführen .Ueber das Ergebnis der Untersuchung soll dem
Gemeinderatberichtet werden .

DerAntragsteller begründetdie Dringlichkeit ,weraufBürger¬
meister Seitz dazubemerkt :Die GemeindeWienhatselbstverständlich
nirgends Waffen eingelagert und besitzt auch keine .Ob -wie dasvem
VersorgungshausLiesungbehauptetwird- in der WohnunoderWerkstätte
eines Angestelltenoder eines MietersWaffenliegen ,könnenAmtsorgane
der Gemeindenatürlich nicht fortlaufend prüfen .Uebrigenskannichnur
sagen ,dassich schonvorJahren ,sehrbaldnachdemAmtsantrittdes
von der christlichsczialen Regierung Vangoinbes ' ellenPelizeivize - ¬
präsidenten Dr .Brandl ,das Angebetgemachthabe ,eine Durchsichtaller
GemeindeebjektedurcheinegemeinsameKommissionvonPolizeiundMagistrat
vorzunehmen,statt überfallsartigimmerwiederUnruhezustiften .

Das Wichtigste aber ist ,dass bekanntlich inbundesstaatlichen
HäusernPrivatwaffeningrosserZahlliegen ,wiedieszumBeispielimehe-¬
maligenAckerbauministeriumerst vorkurzemvemPolizeipräsidentenamtliehfestgestelltwordenist .

DieRechtsgleichheitderBürgerist eineGrundlagedesStaates.
Washeutegeschdaht,ist nichteineWaffenbeschlagnahmedurcheineBehörde,
sondernderVersucheinerEntwaffnungeinerFarteidurcheineandere.
Dassdie Heinwehrenoffen Waffenzur Schautragen ,währendmanbeianderen
Waffen saisiert ,das schafft einen Zustand der Rechtsungleichheit und

- Unsicherheit ,der denGrundsätzendes RechtsstaatesHohnspricht .
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DemAntrag wird die Dringlichkeit nicht zuerkannt .
Nunmehrgelangt ein Dringlichkeitsantrag der GR .DriWernisch

( christl . soz . )und Kellegen zur Verhandlung ,der verlangt ,denBür - ¬
germeister zu beauftragen ,gemäss § 9 der Verfassung der Bundeshaupt - ¬
stadt Wienzusistieren :

. )DenBeschlussdes GemeinderatsausschussesderVerwaltungs-¬
gruppoVII vom27 .März1933 ,betreffenddie GenehmigungdesGesuches
des Herrn Gemeinderates Broczyner für Herrn Stefan Szücs ,ungarischer

Staatsbürger ,mosaischerKenfession ,seit Jänner1933in Wien ,vorher
freiwillig durch vier Jahre in Berlin ,umdie Zusicherung derAufnahme
in denWienerHeimatverband,

. )die Beschlüssedes GemeinderatsausschussesderVerwaltungs-¬
gruppe VII vom27 .März1933 ,betreffend die AblehnungderGesuche
derWehrmänner

undalleMassnahmenzutreffen ,welchegeeignetsind ,derartigegesetz-¬
widrigeundwillkürliche EntscheidungendesGemeinderatsausschusses
der VerwaltungsgruppeVIIhintanzuhalten .

GR .Wernisch( chr . ) begründetdie Dringlichkeit,in demeraus¬
führt ,es sei ein Skandal ,dass im Jahre 1923 allein von ca11 . 000
Einbürgerungen10 . 000EinbprgerungenvonJudenmeist aus demÖstenwaren .
Sogar die demokrati ahe Schweizschützt sich gegen den ZustromderJuden ,
der jetzt stattfindetund auch wir müssenuns gegendiese GefahrzurWehre

setzen .Die Gemeinde Wien tut das Gegeteil ,indem sie einem zugereisten Ju¬

den über Intervention des Gemeinderatesder Mehrheit die Zusicherungder
Aufnahme in den Heimatverband gegeben hat .

St . . Honayweistes zunächstmitallerEntschiedenheit
zurück ,wenndie Zusicherungder Aufnahmein denHeimatverbandseitens
der Gemeinde in einzelnen Fällen als gesetzwidrig oder skandalös bezeich¬
net wurde .In keinem einzigen der in dem Antrag angeführten Fälle kann
von Gesetzwidrigkeit oder von einem Skandal gesprochen werden .Wasden
Fall Szücs betrifft ,so steht der Magistrat auf demStandpunkt ,dass
in diesemFalle die vienjährigeSesshaftigkeitgegebenist .Festgestellt
musswerden ,dass eine Interventiondes GR .Broczynernicht erfolgtist .
Ueber die Erlangung der Staatsbürgerschaft des Herrn Szücs hat keine
Gemeindekörperschaft ,sondernausschliesslich das Bundeskanzleramtzu

„ 7entschejden ,bei demdie Sachegegenwärtiganhängigist .1 diesemFall
und :fallen übrigen in demAntrag genannten Fällen hat derLandes¬

ninhauptmann nichts zu tun ,die Zushcherung : 422 . -Aufnahme
den Heimatverbandist lediglich eine AngelggenheitdesGemeinderats¬
ausschusses VII . ZurFrage der freiwilligen Aufnahme von auswärts zustän¬
digen Wehrmännernin den Wiener Heimatverband stellt St . . Honaxfest ,
dass nach§ 13 des Wehrgesetzesdie Zuweisungeines nicht imWerbebereicht
nicht heimatberechtigten Heeresangehörigen der Zust immung der Landes¬
regierung bedarf - Eswäre eine Umgehung des Gesetzes ,eine allenfalls
ohne vorherige Zustimmung der Landesregierung daher gesetzwidrig erfolg¬
te Zuweisung eines in einem anderen Bundesland zuständigen Wehrmannes
durch ) diefreiwillige Aufnahme in den Heimatverband einer Gemeindedes
Zuweisungslandes zusanktionieren .
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BürgermeisterSeitz : Gegenüberder immerwieder-kehrenden
Behauptung ,dass der Landeshauptmannin solchenSacheneineIngerenz
hat ,stelle ich nochmalsfest ,dass ,wennjemandösterrischerStaats¬
bürgerwerdensoll undnochkeine 4 JahreA
imBundesgebietelebt ,das nur geschehenkann ,wenn" dieBundes-¬
regierungfeststellt ,dass ein positivesInteresse vorliegt ,
demBetreffendendie Staatsbürgerschaftzu verleihen ,wieetwabei
der Berufung eines Hochschullehrers .Die Landesregierung ,nicht der

Landeshauptmann,ist nurbeiPersonen,dieüber10Jahreununterbrochen
hier wohnenundauf Grunddes HeimatrechtgesetzesvomJahre 1896den

hne Zustimmung BundaskanzAbspruchauf Zuständigkeit hätten ,berechtigt ,dieLandesbürgerschafttamzuverleihen .
e

EswäreeigentlicheinWiderspruchin sich ,wennderGemeinde-¬
rat etwa den Verdachtäussern würde ,dass das Bundeskanzleramtetwa
nichtseentscheidet ,wieesnachderSachlagenotwendigist .Uebrigens
hat GemeinderatDr .WernischhoffentlichVerbindungengenug ,umsolche
Fingezuverhindern.

BeiderAbstimmungwirddemAntragedie Dringlichkeitnichtzuerkannt .
DieSitzungwirdhieraufum21Uhr30Minutengeschlossen.
Begenabfertigung21Uhr45Minuten
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